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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. begrüßt die Mitteilung der Kommission zur Raumfahrtindustriepolitik der EU; ist 
überzeugt, dass die Raumfahrtindustrie der EU nur dann international wettbewerbsfähig 
sein kann, wenn ihre Wirtschaftlichkeit gesteigert und ihre Stellung gefestigt werden;

2. hebt hervor, dass zunächst geklärt werden muss, wie ehrgeizig die Bestrebungen der EU 
insbesondere im Hinblick auf ihre strategischen und geopolitischen Ziele sind; stellt fest, 
dass in der Mitteilung das Verhältnis zwischen der Raumfahrtindustriepolitik der EU und 
der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) nicht festgelegt wird; 
fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die Vizepräsidentin der Kommission / 
Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik auf, den potenziellen 
Beitrag dieses Wirtschaftszweiges zu der GSVP, die Art und Dimension von Synergien 
zwischen dem zivilen und dem militärischen Bereich sowie die Bedeutung für GSVP-
Operationen und weitere Maßnahmen und Missionen der EU in den Bereichen 
Konfliktverhütung, Rüstungskontrolle, Nichtverbreitung von Technologien im 
Zusammenhang mit Massenvernichtungswaffen, Terrorismusbekämpfung, Migration und 
Grenzkontrolle genau zu bestimmen;

3. nimmt die in der Mitteilung aufgeführte Tatsache zur Kenntnis, dass derzeit 60 % der 
elektronischen Ausrüstung an Bord europäischer Satelliten aus den Vereinigten Staaten 
eingeführt werden; fordert vor diesem Hintergrund eine Initiative, um Möglichkeiten zu 
suchen, wie sensible oder personenbezogene Daten geschützt werden können; fordert die 
Kommission, die ESA, die EDA und die Mitgliedstaaten außerdem nachdrücklich auf, 
Technologien von entscheidender Bedeutung in Bezug auf den gemeinsam verfolgten 
Prozess mit dem Ziel der europäischen Eigenständigkeit zu ermitteln; weist auf die Gefahr 
hin, dass die Vereinigten Staaten im Fall einer Meinungsverschiedenheit die 
Weltrauminfrastruktureinrichtungen der EU schließen oder blockieren könnten;

4. stimmt dem Hinweis der Kommission zu, dass es sich bei vielen Bestandteilen von 
Raumfahrtsystemen um militärische oder Güter mit doppeltem Verwendungszweck 
handelt, die folglich der Richtlinie über die innergemeinschaftliche Verbringung, der 
Verordnung über die Ausfuhr von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck oder dem 
Gemeinsamen Standpunkt zu Waffenausfuhren unterliegen; 

5. zeigt sich tief besorgt über die derzeitige Militarisierung und die mögliche künftige 
Bewaffnung des Weltraums, z. B. die Aufrüstung mit Antisatelliten-, Laser- und anderen 
Kinetische-Energie-Waffen, die eine Bedrohung für die Weltrauminfrastruktur der EU 
und daher für die Sicherheit und den Schutz ihrer Bürgerinnen und Bürger darstellen; ist 
ebenfalls besorgt über die zunehmende militärische Nutzung von Raumfahrtressourcen, 
die die Schmälerung und Einschränkung der zivilen Nutzung und möglicher künftiger 
ziviler Anwendungen zur Folge haben könnte; fordert die Mitgliedstaaten und die 
Vizepräsidentin der Kommission / Hohe Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik auf, eine Überprüfung des veralteten Weltraumvertrags von 1967 bzw. 
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die Erarbeitung eines neuen Regelungsrahmens anzuregen, mit dem den technologischen 
Fortschritten seit den 1960er Jahren Rechnung getragen wird sowie wirksam einem 
Wettrüsten im Weltraum vorgebeugt wird und schädliche Manipulationen an 
Weltraumobjekten verboten werden.


